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Änderungsantrag zu V-52 (D-01)

Von Zeile 121 bis 125:

Dass Deutschland und die Europäische Union an alle Beteiligten appellieren, das
humanitäre Völkerrecht zu achten, und sich dafür einsetzen, dass die YPG bzw. mit ihr
verbündete Kräfte in ihren Gegenmaßnahmen keine Gewalt gegen Zivilsten in der Türkei
und Nordsyrien einsetzt. YPG wie Peschmerga müssen den Flüchtlingen, die gerade aus
Nordsyrien in den Richtung Nordirak flüchten, freies und sicheres Geleit gewähren..

Begründung

Diese Formulierung impliziert, dass die YPG türkische Gebiete beschossen habe. Diese Behauptung

ist nicht bewiesen.

Es besteht von Grüner Seite kein Grund, der türkischen Propaganda auf den

Leim zu gehen.

weitere Antragsteller*innen
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